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Sdirlftlidier Bericht 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über das von der Bundesregierung eingebrachte 
Verkehrspolitische Programm für die Jahre 1968 bis 1972 

hier: Kapitel II, Luftfahrt 
— aus Drucksache V/2494 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lemmrich 


Das Verkehrspolitische Programm für die Jahre 
1968 bis 1972 wurde in der 155. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 13. Februar 1968 an den Ver- 
kehrsausschuß federführend, an den Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mitberatend und 
an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß hat auf eine beson- 
dere Stellungnahme verzichtet und sich dem Votum 
des federführenden Ausschusses angeschlossen, der 
in seiner Sitzung vom 27. Februar 1969 die Vorlage 
abschließend beriet. 

Das Programm der Bundesregierung sieht auf dem 
Sektor „Luftfahrt" im einzelnen folgende Maßnah- 
men vor: 

a) Die Sicherheit des gesamten Luftverkehrs muß 
oberstes Ziel bleiben. Nur betriebssicher arbei- 
tende und lebensfähige Unternehmen dürfen hier 
tätig werden. Die Aufsicht darüber ist entspre- 
chend auszubauen. 

b) Die für die nächsten Jahre zu erwartende gewal- 
tige Zunahme des Fluglinienverkehrs erfordert 
einen Ausbau der Verkehrsrechte, bei deren Ver- 
gabe zwar liberal zu verfahren sein wird, ohne 
daß dadurch jedoch die Wirtschaftlichkeit des 
nationalen Fluglinienunternehmens gefährdet 
werden darf. 


c) Bei der zunehmenden Bedeutung des Lufttouri- 
stikverkehrs muß eine etwaige Aushöhlung des 
Fluglinienverkehrs vermieden werden. 

d) Bei der insgesamt zu erwartenden Entwicklung 
des Luftverkehrs sind umfangreiche Investitio- 
nen bei den Flughäfen erforderlich. Die Bereit- 
stellung der notwendigen Mittel ist vor allem 
Aufgabe der Länder und der beteiligten Kommu- 
nen. Der Bund kann sich aus finanziellen Erwä- 
gungen nur auf wenige Schwerpunkthäfen be- 
schränken; das bedeutet eine Förderung des Aus- 
baues der Flughäfen Berlin (Tempelhof und 
Tegel), Frankfurt, Köln/Bonn, Hamburg-Kalten- 
kirchen und München 2. 

e) Die nationale Flugsicherung wird zur Zeit nach 
einem Zehnjahresplan ausgebaut. Daraus werden 
die Aufwendungen für die zivile und die militä- 
rische Luftfahrt bestritten. Die vom Bund zu tra- 
genden Anteile werden, bedingt durch die dyna- 
mische Entwicklung der Luftfahrt, zwangsläufig 
gesteigert werden. - — Für die Flugsicherung 
oberhalb 7500 m ist EUROCONTROL verantwort- 
lich. Der Bund leistet dazu einen jährlichen Bei- 
trag von etwa 25 Millionen DM. 

f) In Übereinstimmung mit den für die anderen 
Verkehrsträger geltenden Grundsätzen ist auch 
für den gewerblichen Luftverkehr das Prinzip der 
Wegekostendeckung zu verwirklichen. Das be- 
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deutet für den Luftverkehr die volle Aufbringung 
der Kosten für Flug- und Landeplätze, deren Be- 
trieb und die Flugsicherung einschließlich des 
Flugwetterdienstes. Die Kostendeckung wird zur 
Zeit nur für den Betrieb der Flughäfen erbracht. 

In Anbetracht der Tatsache, daß der weit überwie- 
gende Teil des Luftverkehrs grenzüberschreitend ist, 
läßt sich das Problem der Kostendeckung für die 
Flugsicherung nur international lösen. Die landjähri- 


gen Bemühungen der Bundesregierung darum im 
Rahmen der „EUROCONTROL'' und der internatio- 
nalen Zivilluftfahrt-Organisation werden beson- 
ders begrüßt. 

Der Verkehrsausschuß hat diese die Luftfahrt be- 
treffenden Ziele des Verkehrspolitischen Programms 
mit Befriedigung zur Kenntnis genommen. Er be- 
schloß einstimmig, dem Bundestag ebenfalls die zu- 
stimmende Kenntnisnahme zu empfehlen. 


Bonn, den 3. Juni 1969 


Lemmrich 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

das Verkehrspolitische Programm, für die Jahre 1968 
bis 1972, Kapitel II „Luftfahrt" — aus Drucksache 
V/2494 — zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 27. Februar 1969 


Der Verkehrsausschuß 


Seifriz 

Vorsitzender 


Lemmrich 

Berichterstatter 



